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Im sozialistischen Wettbewerb nimmt der Gesundheits­
und Arbeitsschutz einen festen Platz ein. Er ist Gegen­
stand von Kollektiwerpflichtungen und Leistungsverglei­
chen und wird nach konkreten Bewertungskriterien bei 
der quartalsweisen Auszeichnung der besten Werktätigen 
stets berücksichtigt. Kontinuierlich werden die Arbeits­
unfälle, insbesondere ihre Ursachen und die zu ihrer Be­
seitigung eingeleiteten Maßnahmen, analysiert. Die Ergeb­
nisse dieser Analyse werden umfassend in den Arbeits­
kollektiven und mit den Leitern ausgewertet. In Arbeits­
ordnungen, Organisationsanweisungen, im BKV sowie in 
speziellen Leitungsdokumenten (Jahresmaßnahmeplan, 
Kontrollpläne, Arbeitsschutzinstruktionen und Analysen) 
werden die Aufgaben des Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutzes konkret festgelegt. Ausgehend von den bis­
herigen Ergebnissen und Erfahrungen bei der weiteren 
Vervollkommnung von Sicherheit und Ordnung werden 
auf der Grundlage des AGB und der neuen ASVO alle 
für das Kombinat bestehenden Normative zur Sicherheit 
und Ordnung in ihrer Gesamtheit überarbeitet und er­
gänzt. Damit haben alle Leiter und verantwortlichen Mit­
arbeiter eine exakte Arbeits- und Entscheidungsgrund­
lage.

Bei der Ausbildung der zukünftigen Facharbeiter in 
den stationären Fertigungsbetrieben und auf den Baustel­
len legen wir auf einen konzentrierten und konsequenten 
Erziehungsprozeß auch auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
besonderen Wert. In die Lehrprogramme der Kombinats­
und Betriebsakademien werden zur systematischen Quali­
fizierung der Werktätigen erforderliche Schulungsmaß­
nahmen aufgenommen.

Dr. WERNER MÖGEL,
Direktor des VEB Kombinat Dampferzeugerbau Berlin

Prozessuale Konsequenzen 
bei Antragsdelikten

In der Vergangenheit wurde wiederholt zu den Konse­
quenzen Stellung genommen, die sich daraus ergeben, daß 
bestimmte Straftaten gemäß § 2 StGB nur auf Antrag des 
Geschädigten verfolgt werden, sofern nicht der Staatsan­
walt öffentliches Interesse an der Strafverfolgung erklärt. 
Zum Kreis der Antragsberechtigten, Zeitpunkt der An­
tragstellung und zu bestimmten prozessualen Vorausset­
zungen werden überwiegend einheitliche Standpunkte 
vertreten. Unterschiedliche Auffassungen gibt es jedoch zu 
der Frage, bis zu welchem Zeitpunkt der Geschädigte den 
Strafantrag zurücknehmen kann. Während W. R ö ß g e r / 
J. Tr och (NJ 1976, Heft 16, S. 492) hierfür den Zeit­
punkt bis zur Verkündung der erstinstanzlichen Entschei­
dung, die die strafrechtliche Verantwortlichkeit begrün­
det, ansehen, wird von D. P e t z o l d  / H .  S c h m i d t  (NJ 
1976, Heft 24, S. 742) die Rücknahmemöglichkeit noch zu 
einem wesentlich späteren Zeitpunkt, nämlich bis zum 
Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung, für möglich 
gehalten.

Zum Zeitpunkt der Rücknahme des Strafantrags K

Bei der Beantwortung dieser Frage ist vom Wortlaut des 
§ 2 StGB, von seiner rechtspolitischen Zielstellung und den 
auf diesem Gebiet in Theorie und Praxis gewonnenen 
Erkenntnissen auszugehen. Rößger/Troch ist zuzustimmen, 
wenn sie den letztmöglichen Zeitpunkt der Antragsrück­
nahme mit der Verkündung einer die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit feststellenden Entscheidung in der ersten 
Instanz (Beginn der Verlesung des erstinstanzlichen 
Urteils durch einen Richter) gleichsetzen. Entscheidend 
für diese Auffassung sind allerdings nicht die von ihnen 
u. a. dargelegten rationellen Gesichtspunkte, sondern der 
klare Gesetzeswortlaut und die Konsequenzen, die sich 
aus einer gerichtlichen Entscheidung ergeben, die die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit feststellt.
. Mit § 2 StGB wird weitgehend der Dispositionsbefug­

nis des durch bestimmte Straftaten Geschädigten Rech­
nung getragen. Der Geschädigte hat mit dem Recht der 
Antragstellung und der Rücknahme des Antrags sowohl 
die Möglichkeit, Entscheidungen des Gerichts einzuleiten, 
als auch das Recht, bis zu einem bestimmten Zeitpunkt

eine Verurteilung abzuwenden. Diese Dispositionsbefugnis 
findet jedoch dort ihre Grenze, wo ein Gericht — wenn 
auch auf ausdrücklichen Antrag des Geschädigten — eine 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit feststellende Ent­
scheidung getroffen hat. Diese Entscheidung kann z. B. ein 
im Ergebnis der Verhandlung erster Instanz ergangenes 
Urteil oder ein Beschluß eines gesellschaftlichen Gerichts 
sein, mit dem die strafrechtliche Verantwortlichkeit fest­
gestellt worden ist. Daß davon auch der Freispruch (§ 274 
StPO) oder die endgültige Einstellung gemäß § 248 StPO 
erfaßt werden, bedarf keiner besonderen Begründung. 
Eine andere Interpretation würde eindeutig der mit der 
gesetzlichen Regelung verfolgten Zielstellung zuwider­
laufen.

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit feststellende 
Entscheidungen

Petzold/Schmidt unterliegen u. E. einem Irrtum, wenn sie 
davon ausgehen, daß die Formulierung des § 2 Abs. 3 StGB 
mit dem Eintritt der Rechtskraft identisch sei. Das hätte 
aber der Gesetzgeber dann ausdrücklich so hervorgehoben. 
Auch ihr Hinweis, daß die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit durch rechtskräftige Entscheidungen festgestellt 
wird, bekräftigt nicht den von ihnen dargelegten Stand­
punkt. Sowohl Art. 4 StGB als auch § 6 Abs. 2 StPO be­
sagen nur, daß niemand als einer Straftat schuldig be­
handelt werden darf, bevor seine strafrechtliche Verant­
wortlichkeit rechtskräftig festgestellt worden ist. Die mit 
dieser gesetzlichen Regelung getroffene Aussage bezeich­
net lediglich den Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft 
einer Entscheidung, in der bereits mit ihrer Verkündung 
die Frage nach der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
beantwortet worden ist, unabhängig davon, daß sich dar­
aus ergebende Konsequenzen (z. B. hinsichtlich der Voll­
streckung) erst mit der Rechtskraft realisieren lassen.

Es ist nicht mit der Stellung des Gerichts und der 
Bedeutung einer von ihm getroffenen Entscheidung ver­
einbar, daß die im Ergebnis der gerichtlichen Hauptver­
handlung dokumentierte Bewertung eines strafrechtlich 
relevanten Verhaltens auf diese Weise gegenstandslos ge­
macht wird, und zwar im Widerspruch zu den vom Ge­
richt in seiner Entscheidung dokumentierten notwendigen 
Strafzwecken. Eine Negierung der ergangenen gericht­
lichen Entscheidung ist mit der Autorität des Gerichts 
nicht vereinbar und widerspricht zu diesem Zeitpunkt 
auch den im Urteil dokumentierten gesellschaftlichen In­
teressen.

Der Hinweis von Petzold/Schmidt, daß die von ihnen 
vertretene andere Auffassung einem eventuellen Strafen­
fetischismus entgegenwirke, ist in diesem Zusammenhang 
deplaciert, weil die vom Gericht als notwendig angesehene 
strafrechtliche Maßnahme das Ergebnis der Wertung des 
Verhaltens des Angeklagten nach den allgemein geltenden 
Strafzumessungskriterien (z. B. §§ 30, 61 StGB) ist und 
sowohl von individuellen als auch von gesellschaftlichen 
Interessen bestimmt wird (Art. 2 StGB).

Der Geschädigte hat daher nur das Recht, die prozes­
sualen Voraussetzungen für die Durchführung eines Straf­
verfahrens wegen einer in § 2 Abs. 1 StGB genannten 
Straftat durch seinen Antrag zu schaffen und ggf. eine ge­
richtliche Entscheidung durch Rücknahme des Strafantrags 
zu verhindern. Ist diese Entscheidung jedoch durch das 
Gericht erster Instanz oder durch ein gesellschaftliches 
Gericht getroffen und wird sie verkündet (Beginn des Ver­
lesens der Entscheidung) bzw. beim gesellschaftlichen Ge­
richt bekanntgegeben (was einer Verkündung i. S. des § 2 
Abs. 3 StGB gleichzustellen ist), dann besteht keine Mög­
lichkeit mehr, den Antrag zurückzunehmen.

Unter dem Begriff „die strafrechtliche Verantwortlich­
keit feststellende Entscheidung“ i. S. des §2 Abs. 3 StGB 
sind alle Entscheidungen der staatlichen und gesellschaft­
lichen Gerichte zu verstehen, mit denen über das Vor­
liegen oder Nichtvorliegen strafrechtlicher Verantwortlich­
keit befunden wird. Dazu gehören auch:
— Entscheidungen nach § 16 Abs. 3 StGB, in denen das 

Gericht anstelle des Ausspruchs einer Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit die Einweisung in 
eine psychiatrische Einrichtung anordnet,

— Entscheidungen, in denen nach § 24 Abs. 2 StGB das 
Vorliegen einer Straftat festgestellt wird und die aus­
schließliche Verurteilung zum Schadenersatz erfolgt,


